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Antrag 

der Abgeordneten Frau Rock, Freu Teubner, Weiss (München) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 


Mitgliederwerbung der Automobiiciubs bei Pannenhiifsieistungen 
auf Bundesfernstraßen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Deutsche Bundestag lehnt die Praxis der Automobilclubs 
ab, die Notsituation von Kraftfahrern/innen bei Pannen zur 
Mitghederwerbung zu mißbrauchen. 

2. Der Deutsche Bundestag tritt dafür ein, daß in Zukunft die 
Pannenhilfe auf Bundesfernstraßen nicht mehr von Organisa- 
tionen durchgeführt wird, die mit dieser Hilfestellung eine 
Mitghederwerbung verbinden oder eine Hilfestellung von 
einer Mitgliedschaft in ihrer Organisation abhängig machen. 

3. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ein 
Konzept für ein Pannenhilfssystem zu erarbeiten, das flächen- 
deckend von hzenzierten, geprüften Privatfirmen und von 
Autobahn- und Straßenmeistereien organisiert und durch- 
geführt wird. Diese Pannendienste müssen allen in Notsitua- 
tionen befindhchen Kraftfahrern/innen kostenlos für eine 
akute Hilfestellung (Pannenhilfe/ Abschleppen) zur Verfügung 
stehen. Die Finanzierung dieses Pannenhilfssystems soll aus 
einer Abgabe oder Mitteln der Mineralöl- oder Kraftfahrzeug- 
steuer erfolgen. 

Bonn, den 27. Juni 1989 

Frau Rock 
Frau Teubner 
Weiss (München) 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Oesterle-Schwerin, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
Begründung 

Die Autofahrer/innen sollen bei ihrer Pannennot auf der Auto- 
bahn oder Feinstraße nicht dazu genötigt werden, dem Auto- 
mobilclub, der gerade Hilfedienst leistet, als Mitghed beizutreten. 



Drucksache 11/4884 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


sondern die freie Wahl behalten, solchen Verkehrsclubs oder 
-vereinen beizutreten, die sie in anderen, weniger akuten (Not)- 
situationen umweltgerecht und nicht autofixiert beraten und in 
ihren verkehrspohtischen Ansichten vertreten. Die Autofahrer/ 
innen dürfen nicht durch eine solche aufdringliche Mitgliederwer- 
bung bei der Pannennot dann später als statistisches Material für 
irgendwelche Interessen der Automobüindustrie-Lobby dienen. 
Viele Werbeanzeigen dieser Automobilclubs, die nur ihre Pan- 
nenhilfeleistung, aber nicht ihre vdrtschaftspolitischen Ziele dar- 
stellen, belegen den unseriösen Charakter deren Vorgehens. 

Wie bei anderen Formen der Nothilfe auch - z. B. in der Verkehrs- 
sicherheit, bei Verletzung von Personen oder bei der Feuerwehr - 
sollen hier ebenfalls neutrale, von Mitgliederzahlen unabhängige 
Organisationen ihre Notdienste leisten. Hierfür sind lizenzierte, 
geprüfte Privatorganisationen und/oder Straßenmeistereien bes- 
ser geeignet. 

Damit nicht die gesamte Bevölkerung den ökologisch schäd- 
licheren und für Gesundheit und Sicherheit bedenklicheren Pri- 
vatverkehr auch noch mitftnanziert, müßte diese Hilfeleistung 
durch eine Abgabe oder Mittel der Mineralöl- oder Kraftfahrzeug- 
steuer, das heißt vom Privatverkehr selbst bezahlt werden. 



